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Die Grünen konnten sich nicht
entscheiden. Ausser darauf,
dass sowohl eine Zustimmung
als auch eine Ablehnung das
Parlament schwächt. Es ging
darum, ob in Gemeindeparla-
menten Stellvertretungen mög-
lich sein sollen. Etwa wenn je-
mand wegen eines Unfalls für
einige Zeit ausfällt, bei Mutter-
schaftsurlaub oder bei Studien-
aufenthalten im Ausland.

Der Kanton soll der
Stadt denWeg ebnen
Die Zürcher Kantonsrätin Silvia
Rigoni erklärte die Zwickmühle,
in dersich ihrePartei befand:Wer
nur für kurze Zeit als Ersatzper-
son imGemeindeparlament sitze,
sei möglicherweise zu wenig in-
formiert. Und umgekehrt: Wenn
immer mehr Parlamentsmitglie-
dervorzeitig zurücktreten,weil sie
vorübergehend anderweitig in
Beschlaggenommenwerden,geht
viel Know-howverloren.

Anlass für die Debatte im Kan-
tonsrat war eine Behördenin-
itiative der Stadt Zürich. Dort
machte man sich Sorgen, weil
im 125-köpfigen Parlament seit
Legislaturbeginn 2018 bereits
über 30 Rücktritte eingegangen
sind. Häufig wurden diese mit
einer Mehrfachbelastung durch
Familie und Beruf begründet,
manche auch durch Krankheit.

Der Gemeinderat bat daher
den Kantonsrat, rechtlich den
Weg zu ebnen, um Stellvertre-
tungen in den Gemeindeparla-
menten zu ermöglichen.

Bei Erika Zahler (SVP,Boppel-
sen) sorgte das Anliegen aller-
dings für Kopfschütteln. «Es war
schon früher schwierig, Familie
und Beruf unter einen Hut zu
bringen.» Es sei heute sogar eher
leichter geworden, Hilfe zu be-
kommen oder Reisen zu vermei-
den.Auchwürden Stellvertretun-
gendieVerwaltung zusätzlich be-
lasten.DieWeisheit «Drumprüfe,
wer sich ewig bindet» gelte eben
auch für politische Ämter.

Ganz anders sah das Sibylle
Marti (SP, Zürich). IhrerMeinung
nach böte ein solches Stellver-
tretungssystem sogar die Mög-
lichkeit, zukünftige Ratsmitglie-
der zu rekrutieren. Sie verspricht
sich davon, dass speziell Frauen
dadurch eher den Schrittwagen,
sich auf ein solches Amt einzu-
lassen. «Wir müssen das Miliz-
system fit für die Zukunft ma-
chen», schloss sie ihr Votum.

FDP favorisiert einen
anderen Ansatz
Der Kanton Zürich müsste das
Rad nicht neu erfinden: Stellver-
tretungen gibt es schon in den
Kantonen Jura,Neuenburg,Genf
undGraubünden. ImKantonAar-
gau ist eine entsprechende Rege-
lung imTun.Die grosse Frage ist
allerdings,wer denn als Stellver-
treterin oder Stellvertreter einge-
setztwerden darf. Es sollten Per-
sonen sein, die auf hinteren Lis-
tenplätzen standen und damit
gewissermassen dieWahl bestrit-
ten, lautet ein Grundtenor.

83 Stimmen erhielt die Initiative,
60 waren für eine vorläufige
Unterstützung nötig. Damitwird
der Regierungsrat beauftragt,
eine entsprechende Regelung zu
formulieren, die dann erneut
dem Kantonsrat vorgelegt wird.
83 Stimmen werden allerdings
kaum reichen, um den Vorstoss
zum Fliegen zu bringen. Dann
braucht es eine Mehrheit des
180-köpfigen Kantonsrats.

Ohnehin wird das Thema
in nicht allzu ferner Zeit noch-
mals zu reden geben. Mitte No-
vember reichten nämlich SP,
GLP, Grüne und AL gemeinsam
eine Initiative ein, welche be-

zweckt, dass auch im Kantons-
rat temporär Ersatzleute Einsitz
nehmen können.

Was der FDP – und, wie sich
am Montag herausstellte, auch
der CVP – zu weit geht. Die FDP
wählt ihrerseits in einer Initiati-
ve einen anderen Ansatz. Sie
schlägt vor, dass einMitglied, das
über einen längeren Zeitraum
ausfällt, seine Stimme in den
Ratssitzungen einem anderen
Mitglied seinerWahl übertragen
kann.

Viele Rücktritte
auch imKantonsrat
Dass das Thema auf allen
Ebenen diskutiertwird, erstaunt
nicht: Denn auch im Kantons-
rat sind vorzeitige Rücktritte
schon fast an derTagesordnung.
Seit den Wahlen im März 2019
kam es zu 20 Rücktritten. Aller-
dings waren nicht alle Rücktre-
tenden amtsmüde. Sieben Parla-
mentarierinnen und Parlamen-
tarierwurden in denNationalrat
berufen.

Politiker ad interim gesucht
Neue Lösung für Babypause Gemeindepolitikerinnen und -politiker sollen sich vertreten lassen können.
Das hat der Zürcher Kantonsrat entschieden. Das letzte Wort ist aber noch nicht gesprochen.

«Drumprüfe, wer
sich ewig bindet.
Das gilt auch für
politische Ämter.»

Erika Zahler (SVP)

Die Parlamente von Stadt und
Kanton Zürich werden wegen
Corona regelrecht durch Zürich
gejagt. Erst vom alten Rathaus
in der Altstadt nach Oerlikon
auf das Messegelände. Und
jetzt mussten sie erneut um-
ziehen: von einer Halle in die
nächste.

Am gestrigen Montag fand nun
die erste Kantonsratssitzung in
der Halle 9 statt, in der ältesten
Züspa-Halle. Hier hatte SP-
Stadtrat Raphael Golta bis vor
kurzem noch Flüchtlinge
untergebracht.Moritz von
Wyss, der Chef der Parla-
mentsdienste, hat sich mit
seinem Team alle Mühe gege-
ben, den Volksvertreterinnen
die Sitzungen an diesem Ort so
angenehmwie möglich zu
machen, sogar mit Musik
wurden sie berieselt, als sie um
8 Uhr eintrudelten.

Doch mit der arktischen Kälte
hat vonWyss nicht gerechnet.
Nur gerade 18 Grad warm war
es im Saal. «Hier könnte man
die Corona-Impfdosen lagern»,
spöttelte Jean-Philippe Pinto
von der CVP, der wie viele
andere in derWinterjacke an
seinem weissen Pültchen sass.
Auch FDP-Fraktionschefin
Beatrix Frey ärgerte sich:
«Wahrscheinlich haben wir
im Sommer dann eine Sauhitze
hier drin.» Und Claudio
Schmid (SVP) twitterte in
seinerWollkappe: «Da brau-
chen wir pro Sitzung 1000
Liter Heizöl.»

Ohne Jacke trotzteMatthias
Hauser (SVP) den tiefen Tem-
peraturen. «Manchmal ist ein
bisschen natürliche Isolation
von Vorteil», lachte der über-
gewichtige Gemeindepräsident
von Hüntwangen.

Gemäss Kantonsratsweibel
Peter Sturzeneggerwird die
Halle 9 tatsächlich mit Heizöl
geheizt – ein ökologischer
Rückschritt. Denn im alten
Rathaus gibt es eine Wärme-
pumpe, die das Gebäude mit
dem Limmatwasser heizt.
Sturzenegger war am Montag
bereits aktiv geworden. Er hat
eruiert, wo die Kälte ins Ge-
bäude kommt – ganz hinten
hat es eine alte Aussentür, die
nicht sauber schliesst. «Dies
werden wir anschauen müs-
sen, sagte Sturzenegger.

Ungemütlich wars im neuen
Ratsaal auch in politischer
Hinsicht, dafür sorgte wieder
einmal Hanspeter Amrein, der
im Herbst nach einem Krach
aus seiner SVP-Fraktion ausge-
treten ist. Am Montag stand die
Behandlung von parlamentari-
schen Initiativen an.Wie üblich
wurden darüber reduzierte
Debatten geplant, bei denen
jeweils nur ein Sprecher von
jeder Fraktion zuWort kommt.

Das liess sich der jetzt frak-
tionslose Amrein natürlich

nicht gefallen. Er fühle sich wie
ein Eunuch, wenn er nicht zu
Wort komme, jammerte er und
stellte umgehend einen Antrag
auf ausführlichere Debatten,
wie sie sonst Usus sind. Dieser
Antrag wurde zwar abgelehnt,
doch Amrein liess sich so
schnell nicht entmutigen und
stellte den ganzen Tag vor jeder
neuen parlamentarischen
Initiative den gleichen aus-
sichtlosen Antrag. Darauf warf
Amrein dem Rat «Trötzelei»
vor und kündigte eine Be-
schwerde vor dem Verwal-

tungs- oder sogar vor dem
Bundesgericht an.

Konrad Langhart, der letztes
Jahr ebenfalls aus der SVP-
Fraktion ausgetreten war
und heute bei der CVP politi-
siert, hat einen Tipp für
Amrein: «Wenn er reden will,
muss er halt wieder einer
Fraktion beitreten», meinte
er und fügte sofort an: «Aber
bitte nicht in die CVP, sonst
muss ich wieder austreten.»

Daniel Schneebeli

«Hier könnte man die Corona-Impfdosen lagern»
Kälte und «Trötzelei» Der Kantonsrat tagt neu in der ältesten Züspa-Messehalle.
Doch die erste Sitzung war ungemütlich – klimatisch und politisch.

Gesehen & gehört

Frostige Stimmung im Kantonsrat: Romaine Rogenmoser behalf sich mit Wolldecken, Claudio Schmid politisierte mit Mütze. Fotos: Sabina Bobst

Nora Bussmann (Grüne, Zürich)
ist Schulleiterin. Und sie legte
sich am Montag gewaltig ins
Zeug, um das zu verhindern,
was schliesslich doch eintraf.
Mit 107 Stimmen unterstützte
der Kantonsrat vorläufig eine
parlamentarische Initiative, die
den Titel «Kein Verzicht auf
Schulnoten» trägt. Für die vor-
läufige Unterstützung brauchte
es lediglich 60 Stimmen.

Derzeit gilt: Im Kindergarten
und in der ersten Primarklasse
erfolgt die Beurteilung zwei Mal
pro Schuljahr im Rahmen eines
Elterngesprächs. In den folgen-
den Klassen erhalten die Schü-
lerinnen und Schüler im Januar
sowie im Juli zum Schuljahres-
ende ein Zeugnis mit Noten.
Allerdings nicht für alle erteilten
Fächer. Sowerden in der 3. Klas-
se nur Deutsch undMathematik
benotet, ab der 4. Klasse alle
Fachbereiche gemäss Lehrplan.

Für Bussmann steht der Vor-
stoss doppelt schräg in der Bil-
dungslandschaft. «Das ist eine
fachlicheundnicht einepolitische
Diskussion»,erklärte sie. ImKlar-
text:Hierhat sichdie Politik nicht
einzumischen.Dochwar sie auch
inhaltlich nicht einverstanden.
Noten seiennurvermeintlichneu-
tral undwürden oft lediglich auf-
zeigen,wo einKind innerhalb der
Klasse stehe. «Es braucht ein ste-
tes Feedback etwamit Coaching-
Gesprächen,umdaseinzelneKind
besser vorwärtszubringen.»

Sie fandUnterstützungausden
Reihen der SP: «Noten stärken
den Wettbewerbsgedanken und
widersprechenderganzheitlichen
Förderung», fand Carmen Marty
(Adliswil). «Wir sind deshalb
gegen ein reines Notenzeugnis.»

Symbole nur in der
Unterstufe erlaubt
Ganz anders sieht dasAstrid Fur-
rer (FDP,Wädenswil),welche den
Vorstoss lanciert hatte. Sowohl
die Leistungen während des
Semesters als auch die Semes-
terzeugnisse sollen grundsätz-
lichmit Noten honoriertwerden,
verlangt sie. «Noten haben sich
bewährt,weil sie klar in derAus-
sage sind», behauptete Furrer.
Wohingegen Symbole wie Kro-
nen oder Raketen sowohl für die
Kinder als auch für die Eltern
schwer zu interpretieren seien.

Das Bewertungssystem sei
eben keine schulinterne Sache,
beharrte SekundarlehrerMatthi-
as Hauser (SVP,Hüntwangen). Es
sei etwa wichtig beim Übertritt
in die nachfolgenden Bildungs-
stufen. Alternative Bewertungs-
systeme sollen daher nur noch
ausnahmsweise und in der
Unterstufe erlaubt sein.

Und Christoph Ziegler (GLP,
Elgg), auch er ist Lehrer,warnte,
dass die Wirtschaft noch ver-
mehrt eigene Lehrstellentests
einführenwerde, sollte das gän-
gigeNotensystemnichtmehr an-
gewendet werden.

Marc Bourgeois (FDP, Zürich)
ortet ein grundsätzliches Übel im
Bildungswesen: «In der Bildung
hat die Gleichmacherei das Zep-
terübernommen!»DerEffekt sei:
«Dann sind alle gleich schlecht.»

Das Anliegen geht nun an die
zuständige Kommission.DerBil-
dungsratwird eswohl nicht ein-
fach so hinnehmen.

Helene Arnet

Schulkinder sollen
wieder normale
Noten bekommen
Bildung Raketen und Kronen
seien weltfremd, findet
der Kantonsrat. Darum soll
damit nun Schluss sein.

Tages-Anzeiger, 12.1.2021


